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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. UWG: Sperrung eines Girokontos als geschäftliche Handlung 

Urteil vom 26.03.2026, Az: I ZR 66/25  

2. BGB, GG: Objektive Reichweite des Vermögensschutzes durch das Amtshaf-
tungsrecht 
Urteil vom 11.06.2026, Az: III ZR 179/25  

3. ZPO: Anspruch auf Prozesskostenvorschuss als Vermögenswert 
Beschluss vom 02.06.2026, Az: VI ZB 90/23  

4. BGB: Bonitätsauskunft als erforderliche Rechtsverfolgung 
Urteil vom 11.06.2026, Az: VII ZR 93/25  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
1. UWG: Sperrung eines Girokontos als geschäftliche Handlung 

Urteil vom 26.03.2026, Az: I ZR 66/25 
Das Verhalten einer Person zugunsten des eigenen Unternehmens, das mit der Durch-
führung eines Vertrags über Waren oder Dienstleistungen objektiv zusammenhängt 
(hier: die von einer Bank vorgenommene Sperrung des ungekündigten Girokontos ei-
nes Verbrauchers), stellt unabhängig von seiner Eignung, den Absatz oder Bezug von 
Waren oder Dienstleistungen zu fördern, eine geschäftliche Handlung dar, wenn die 
Handlung bei objektiver Betrachtung auf die Beeinflussung einer geschäftlichen Ent-
scheidung der Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer im Rahmen eines bereits 
bestehenden Vertragsverhältnisses (hier: die Nutzung des Girokontos) gerichtet ist 
(vgl. BGH, Urteil vom 25. April 2019 - I ZR 93/17 , GRUR 2019, 754 [juris Rn. 20] = 
WRP 2019, 883 - Prämiensparverträge; Urteil vom 6. Juni 2019 - I ZR 216/17 , GRUR 
2019, 1202 [juris Rn. 13] = WRP 2019, 1471 - Identitätsdiebstahl I; Urteil vom 23. 
April 2020 - I ZR 85/19 , GRUR 2020, 886 [juris Rn. 32] = WRP 2020, 1017 - Preis-
änderungsregelung I; Aufgabe von BGH, Urteil vom 10. Januar 2013 - I ZR 190/11 , 
GRUR 2013, 945 [juris Rn. 17 f., 26] = WRP 2013, 1183 - Standardisierte Mandatsbe-
arbeitung). 
 

  

2. BGB, GG: Objektive Reichweite des Vermögensschutzes durch das Amtshaf-
tungsrecht 
Urteil vom 11.06.2026, Az: III ZR 179/25 
a) Stehen begünstigende Maßnahmen in Rede, ist bei der Bestimmung der objektiven 
Reichweite des dem Betroffenen durch das Amtshaftungsrecht gewährten Vermögen-
schutzes darauf abzustellen, ob diese Maßnahmen nach ihrer Art geeignet sind, eine 
"Verlässlichkeitsgrundlage" für auf sie gestützte Aufwendungen, Investitionen und 



 

bbh Fortbildung GmbH Steuern und Wirtschaftsrecht  Seite - 2 - 

 
 

dergleichen zu bilden (Festhaltung an Senat, Urteile vom 11. Oktober 2007 - III ZR 
301/06 ,VersR 2008, 252und vom 19. Januar 2023 - III ZR 234/21 ,VersR 2023, 451). 
 
b) Der Betroffene kann Aufwendungen ersetzt verlangen, die er im berechtigten Ver-
trauen auf eine derartige Verlässlichkeitsgrundlage getätigt hat, auch wenn erst nach-
träglich ein amtspflichtwidriges Verhalten dazu führt, dass dem Vertrauen die Grund-
lage entzogen wird und die Aufwendungen deshalb fehlschlagen (Fortführung von Se-
nat aaO). 
 
c) Die Passbehörde begründet durch die Ausstellung eines Reisepasses eine Verläss-
lichkeitsgrundlage hinsichtlich der Nutzbarkeit dieses Passes, vor allem für Auslands-
reisen. 
 

  

3. ZPO: Anspruch auf Prozesskostenvorschuss als Vermögenswert 
Beschluss vom 02.06.2026, Az: VI ZB 90/23 
a) Zum Vermögen im Sinne von § 115 Abs. 3 Satz 1 ZPO gehört auch der realisierbare 
Anspruch eines unverheirateten Minderjährigen gegen seine Eltern auf Prozesskosten-
vorschuss analog § 1360a Abs. 4 BGB . Die Eltern schulden einen solchen Vorschuss 
nur dann, wenn dies der Billigkeit entspricht. Der Anspruch setzt insbesondere voraus, 
dass der Unterhaltspflichtige hinreichend leistungsfähig ist. Zur Beurteilung dieser 
Frage ist nicht auf § 115 ZPO , sondern auf unterhaltsrechtliche Maßstäbe, insbeson-
dere die Selbstbehaltssätze der Leitlinien zurückzugreifen. 
 
b) Der Anspruch auf Prozesskostenvorschuss stellt nur dann einen zu berücksichtigen-
den Vermögenswert im Sinne von § 115 Abs. 3 Satz 1 ZPO dar, wenn er zweifelsfrei 
besteht und alsbald realisiert werden kann. 
 

  

4. BGB: Bonitätsauskunft als erforderliche Rechtsverfolgung 
Urteil vom 11.06.2026, Az: VII ZR 93/25 
a) Die Kosten einer vor Einleitung des gerichtlichen Erkenntnisverfahrens eingeholten 
Auskunft über die Bonität des in Verzug geratenen Schuldners sind grundsätzlich kein 
ersatzpflichtiger Verzugsschaden. Aus der maßgeblichen Sicht des Gläubigers zum 
Zeitpunkt der Einholung ist diese Auskunft für die Verfolgung seiner Rechte grund-
sätzlich nicht erforderlich. 
 
b) Der Gläubiger trägt die Darlegungs- und Beweislast für Tatsachen, aufgrund deren 
er die Bonitätsauskunft für seine Rechtsverfolgung ausnahmsweise für erforderlich 
halten durfte. 
  

 

 


